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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Institutionen und Volksrechte

Regierungspolitik

Im Geschäftsbericht des Bundesrates gibt die Regierung seit 1996 jährlich Auskunft
über ihre Geschäftsführung, die zudem mit den Jahres- und Legislaturzielen
abgeglichen wird, um einen Soll-Ist-Vergleich und ein Controlling der Exekutive und der
Verwaltung zu ermöglichen. Der Bericht 2016 beschrieb das erste Jahr der 50.
Legislatur (2015-2019), die entlang von drei Leitlinien geplant worden war: Die
nachhaltige Sicherung des Wohlstandes in der Schweiz, die Förderung des nationalen
Zusammenhaltes und die Stärkung der internationalen Zusammenarbeit sowie die Sorge
um Sicherheit und das Handeln als verlässliche Partnerin in der Welt. Diese Leitlinien
sollen mit unterschiedlichen Jahreszielen erreicht werden. Von den 16 für das Jahr
2016 geplanten Zielen waren lauf Bericht drei vollständig, vier überwiegend und neun
teilweise erreicht worden. Zu den lediglich teilweise realisierten Zielen gehörten etwa
die Erneuerung und Entwicklung der politischen und wirtschaftlichen Beziehungen zur
EU, die nachhaltige Energieversorgung oder die Reformen und nachhaltige Finanzierung
der Sozialwerke. 
In den Räten berichteten die verschiedenen Sprecher der Aufsichtskommissionen über
ihre Eindrücke, die mehrheitlich positiv waren. Im Ständerat gab allerdings das
Verhältnis zwischen der Verwaltung und der Finanzkommission zu reden. Ein Anlass für
das laut Joachim Eder (fdp, ZG) „etwas gereizte" Verhältnis war wohl der Bericht der
EFK kurz vor der Abstimmung zur Unternehmenssteuerreform III, der gerügt hatte, dass
die Folgen von Finanzerlassen nicht immer genügend abgeschätzt würden. Eder zitierte
auch aus einer Rede von Bundeskanzler Thurnherr, die dieser unter dem Titel „Die
Aufsicht aus der Sicht eines Beaufsichtigten, am Beispiel der Bundesverwaltung" vor
der Schweizerischen Gesellschaft für Verwaltungswissenschaften gehalten und darin
vor zu viel Aufsicht gewarnte hatte. Eder wies darauf hin, dass nach Nachfrage beim
Direktor der Eidgenössischen Finanzkontrolle, Michel Huissoud, die Kommunikation gut
sei und man eine Empfehlung der EFK nicht als Befehl auffassen solle. Auch
Bundesrätin Doris Leuthard kritisierte die „intensive Kommunikationstätigkeit, welche
die Eidgenössische Finanzkontrolle ab und zu entfaltet, [als] nicht hilfreich", hob aber
auch die gute Zusammenarbeit zwischen allen Amtsstellen hervor. Sie dankte für die
positiven Berichte und zeigte sich insbesondere auch mit Blick auf andere Länder
erfreut darüber, dass die Schweiz auf einem soliden, stabilen und sicheren Niveau
funktioniere und sich stetig optimiere. Im Nationalrat lobte Leuthard die Umsetzung
der Masseneinwanderungsinitiative als gangbaren Weg, der die Beziehungen zur EU
wieder etwas einfacher machen werde. Zudem wünscht sie sich, dass grundlegende
Reformen im Gesundheitswesen angegangen werden. Die grosse Kammer nahm den
Bericht stillschweigend zur Kenntnis und beide Räte gaben in der Sommersession
Zustimmung zum Bundesbeschluss über die Geschäftsführung. 1

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2017
MARC BÜHLMANN

Landesverteidigung

Militärorganisation

Dans le cadre des discussions parlementaires sur le budget 1991 de la Confédération,
les deux Chambres adoptèrent celui militaire présenté par le gouvernement. Au
Conseil national, toutes les propositions de la gauche visant à le réduire ou à le geler
furent rejetées. Constatant qu'il s'accroissait de 1,8% et sachant qu'un blocage des
dépenses militaires est d'ores et déjà prévu par l'administration dans le plan financier
1992-1994 (ce qui signifie, en termes réels, un recul de CHF 2.1 milliards des dépenses
dans ce domaine), la majorité de la chambre basse ne tint pas compte des arguments
invoqués par les opposants au budget tels que la modification de la situation
internationale ou les problèmes internes relatifs aux révélations de la CEP II. La seule
proposition socialiste ayant trouvé grâce aux yeux des deux Chambres fut celle du
député Lanz (ps, LU) demandant la suppression, dès 1991, de la convocation des troupes
du Landsturm, d'ailleurs prévue par Armée 95. Une telle décision répondait à une
volonté parlementaire puisque la grande chambre avait auparavant transmis deux
postulats des députés Lanz (ps, LU) (Po. 90.730) et Kühne (pdc, SG) (Po. 90.801) allant
dans ce sens. 2

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 14.12.1990
BRIGITTE CARETTI
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Le Conseil des Etats a facilement adopté le budget militaire proposé par le
gouvernement; celui-ci, d'un montant global de CHF 6.27 milliards, était en
augmentation de 137 millions par rapport à 1991, ce qui ne compensait que
partiellement le renchérissement. Par ailleurs, alors que les dépenses d'armement
diminuaient de 0.5%, celles d'exploitation augmentaient de 3.8%. Au Conseil national,
une minorité de la commission, composée et soutenue par les socialistes, désira lui
apporter toute une série de modifications; la principale d'entre elles consistait en une
réduction linéaire de 10% (CHF 530 millions) des dépenses pour la défense nationale.
Selon la minorité, cela s'imposait du fait des changements intervenus dans la situation
internationale et de la nécessité d'équilibrer le budget fédéral. Cependant, toutes ces
propositions furent repoussées et la grande chambre se conforma à la décision du
Conseil des Etats. 3

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.12.1991
SERGE TERRIBILINI

Öffentliche Finanzen

Direkte Steuern

Der Bundesrat publizierte im Oktober seine Botschaft zum Steuererlassgesetz. Dieses
sah die Aufhebung der Eidgenössischen Erlasskommission für die direkte Bundessteuer
(EEK) vor. Alle Gesuche um Erlass sollten neu von den Kantonen beurteilt werden. Es
war geplant, dass sich die eidgenössischen Räte 2014 mit dieser a priori unbestrittenen
Vorlage auseinandersetzen würden. 4

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 23.10.2013
LAURENT BERNHARD

Finanz- und Ausgabenordnung

Nachdem die Vorlage für eine neue Bundesfinanzordnung im November 1970 am
Ständemehr gescheitert war, legte der Bundesrat einen neuen Entwurf vor. Einerseits
sollte damit die kalte Progression beseitigt, anderseits dem Bund zusätzliche
Einnahmen erschlossen werden. Auf die umstrittenen mittelfristigen Strukturreformen
wurde verzichtet, und damit waren die Maximalsätze für die Warenumsatzsteuer (Wust)
und die Wehrsteuer (West) wieder in die Verfassung aufgenommen. Für die Wust
wurden Höchstsätze von 4 für Detail- und von 6 Prozent für Engroslieferungen
vorgesehen; bei der West der natürlichen Personen wurde die Höchstbelastung, um der
Opposition von links entgegenzukommen, auf 9.5 Prozent angesetzt anstelle der 9
Prozent in der abgelehnten Vorlage. Im Bedarfsfalle sollten die Höchstsätze beider
Steuern durch Bundesbeschluss, der dem fakultativen Referendum unterliegt, bis zu
einem Zehntel erhöht werden können. Für die nach dem Tarif geschuldete West war
eine Ermässigung von 5 Prozent vorgesehen, die durch nicht dem Referendum
unterstehendem Bundesbeschluss aufgehoben werden kann. Somit betrug die
Flexibilität bei der West insgesamt 15 Prozent. Auch eine Befristung der neuen
Ordnung, und zwar bis Ende 1980, war vorgesehen. Da aus administrativen Gründen die
erhöhten Sozialabzüge bei der West erst auf den 1. Januar 1973 zu verwirklichen waren,
schlug der Bundesrat an deren Stelle für die Steuerperiode 1971/72 einen Staffelrabatt
von 25 Prozent auf den ersten CHF 100 und von 15 Prozent auf den nächsten CHF 400
Jahressteuer vor. Schliesslich sah auch die neue Vorlage vor, den Anteil der Kantone an
der Verrechnungssteuer von bisher 6 auf 12 Prozent zu erhöhen. Dieser neue Satz sollte
allerdings erst auf 1. Januar 1972 in Kraft gesetzt werden können. 5

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.01.1971
ULRICH KLÖTI

Im Ständerat, der die neue Finanzordnung in einer Sondersession im Januar 1971
behandelte, erfuhr die Vorlage kaum Änderungen. Einzig die Befristung wurde bis 1982
ausgedehnt. Der Nationalrat änderte die Finanzvorlage in der Frühjahrssession nur
noch in zwei Punkten ab: Bei der West wurde der Abzug vom Erwerbseinkommen der
Ehefrau von CHF 1000 auf CHF 2000 erhöht und die Auflage, die kalte Progression
auszugleichen, in eine imperativere Formulierung gekleidet. Alle anderen
Abänderungsanträge wurden abgelehnt: Das gilt für die Anträge auf Verzicht auf eine
sachliche Fixierung der Biersteuer, für die Einführung einer Minimalsteuer für nicht
gewinnstrebende Genossenschaften, für einen Zusatz, der eine Harmonisierung der
kantonalen Steuergesetze anstrebte, für eine getrennte Veranlagung des
Erwerbseinkommens der Ehefrau, für eine Erhöhung des Staffelrabattes bei der West
auf 30 Prozent sowie für eine Streichung des Artikels, der eine Erhöhung des Anteils der
Kantone am Ertrag der Verrechnungssteuer vorsah. Am heftigsten umstritten waren die
Höchstsätze der West. Aber auch der namentlich von sozialdemokratischer und
unabhängiger Seite unterstützte Antrag, diese Höchstgrenze auf 12 statt auf 9.5 Prozent

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.01.1971
ULRICH KLÖTI
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festzusetzen, unterlag mit 93 zu 62 Stimmen. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Vorlage mit 110 zu 19 Stimmen an. 6

Die Oppositionsgruppe rekrutierte sich aus den Kreisen der PdA und des Landesrings.
Die ersten stellten der Finanzvorlage, die sie als «Reform für die Reichen»
bezeichneten, ein prinzipielles Nein entgegen. Die zweiten begründeten ihre Ablehnung
mit Mängeln der Vorlage. Sie kritisierten das Fehlen von Ansätzen zu einer
Steuerharmonisierung, die mangelnde Rücksicht auf die arbeitenden Ehefrauen, den
Verzicht auf jede Reform und auch die «Privilegierung der Reichen». Schliesslich lehnte
auch die EVP die Finanzordnung ab, und zwar weil der Bundesrat den Bierbrauern bei
der Regelung der Biersteuer «ungerechtfertigte Sonderrechte» eingeräumt habe. Alle
übrigen bedeutenden schweizerischen Parteien, Verbände und Gruppierungen
empfahlen den Stimmbürgern, ein Ja in die Urne zu legen. Sie taten dies ohne grosse
Begeisterung und im Bewusstsein, dass für grössere Reformen, wie sie von den Parteien
in ihren Wahlprogrammen postuliert wurden, keine tragfähige Mehrheit zu finden war.
Die Abstimmung vom 6. Juni warf keine hohen Wellen. Sie ergab einen komfortablen
Stimmenüberschuss (930'878 Ja, 348'702 Nein) für die Vorlage. Kein einziger Stand
lehnte sie ab. Das nochmalige Absinken der Stimmbeteiligung auf 37 Prozent wurde
teilweise der erstmaligen Teilnahme der Frauen an einem eidgenössischen Urnengang
zugeschrieben. Das Aktionskomitee für die Rechte von Volk und Ständen in
Steuersachen, das im November 1970 die damalige Vorlage mit einer Gegeninitiative
bekämpft hatte, sah seine Ziele erreicht und verzichtete auf die Einreichung des
Volksbegehrens.

Abstimmung vom 06. Juni 1971

Beteiligung: 37.76%
Ja: 930'878 (72.75%) / Kantone: 19 6/2
Nein: 348'702 (27.25%) / Kantone: 0

Parolen:
- Ja: CVP, FDP, LPS, SD, SPS, SVP
- Nein: EVP, LdU, PdA 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 06.06.1971
ULRICH KLÖTI

Etant donné que l'article 41ter de la Constitution fédérale actuellement en vigueur,
limite la perception des deux impôts précités à la fin de l'année 1982, le Conseil fédéral
avait présenté aux Chambres, à la fin de 1980, un projet de régime financier à instaurer
dès 1983. Une nouvelle fois, l'exécutif tentait de sortir du provisoire puisqu'il ne limitait
plus la perception de ces impôts dans le temps; le régime provisoire en vigueur date de
1971 et des projets aux solutions définitives ont échoué en 1977 et 1979. En outre, il
saisissait l'occasion pour ne pas se borner à assurer les anciennes rentrées fiscales,
mais encore pour élever les taux de l'ICHA afin d'assainir quelque peu les finances
fédérales. D'autre part, la mauvaise situation financière l'incitait à ne remplir que
partiellement l'obligation que lui fait l'article 41ter de corriger périodiquement les
effets de la progression à froid (par suite de la compensation du renchérissement,
passage des contribuables dans des classes de revenu plus élevé). Il augmentait donc
les déductions sociales et élargissait les rabais généraux sur les montants des impôts à
payer. On escomptait que ce nouveau régime apporterait, à partir de 1984, au moins
CHF 625 millions  de recettes supplémentaires par an. Quant à l'ICHA, on en est revenu
au principe de la fixation de taux maximums abandonné en 1975. Pour 1983,
l'augmentation du rendement à été estimée à CHF 760 millions, dans la mesure où les
réductions concernant l’IFD ne se feront sentir qu'à partir de 1984. 8

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.01.1981
PETER GILG

Au cours des délibérations parlementaires, le projet du gouvernement a subi des
modifications qui ont restreint l'apport fiscal. La commission du Conseil national,
présidée par la socialiste zurichoise Lilian Uchtenhagen (ps, ZH), obtint un large
consensus pour une version qui tempérait quelque peu, d'une part, les taux de l'ICHA
(6.2% pour les détaillants et 9.3% pour les grossistes en lieu et place de respectivement
6.4% et 9.6%) et augmentait encore, d'autre part, les déductions sociales, tout en
renonçant aux rabais sur les montants de l'impôt à payer. Ces remaniements
réduisirent les recettes supplémentaires escomptées de 30%. Cependant, la
commission déposa deux motions. La première visait à remédier aux inégalités et aux

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.03.1981
PETER GILG
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distorsions de concurrence engendrées par le système de l'ICHA perçu en une seule
phase. La seconde, votée par la commission à une faible majorité, demandait – tout
comme une motion radicale de l'année précédente – que l'on établît un programme
d'appui destiné à prendre la relève des mesures d'économie limitées dans le temps et
adoptées par le peuple et les cantons en 1980 (réduction des subventions et des
rétrocessions aux cantons). 9

Malgré la polarisation entre la gauche et la droite – phénomène qui, ces années
passées, a pesé de plus en plus lourd sur la politique financière de la Confédération –
les principaux détenteurs d'influence du système politique se sont appliqués à mettre
sous toit une prorogation du régime actuel. Compte tenu du rejet par les citoyens de
deux projets de nouveau régime financier en 1977 et 1979, un effort commun s'est
révélé indispensable. On n'a pas voulu, en effet, courir le risque d'un état d'urgence
dont on ne serait sorti qu'en recourant alors au droit de nécessité. Ainsi, l'écho suscité
par les propositions du Conseil fédéral fut vraiment positif. Des porte-paroles du PRD
et de l'UDC, il est vrai, réclamèrent une augmentation plus modeste de l'ICHA, tandis
que, de leur côté, les socialistes et les démocrates-chrétiens désiraient des déductions
sociales plus importantes. Toutefois, seule l'Alliance des indépendants et l'extrême-
gauche manifestèrent leur opposition, toutes deux en raison de la pression fiscale
accrue sur les consommateurs. De plus, l'extrême-gauche estima que la dégression
pour les revenus modestes était insuffisante. 10

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.03.1981
PETER GILG

En mars, la chambre du peuple approuva ce compromis à une large majorité.
Personne ne prit au tragique le fait qu'elle ne se soit pas contentée d'adopter les deux
motions précitées, mais ait encore limité à une période de douze ans la perception des
deux impôts principaux, faisant ainsi droit aux réserves émises par la plupart des partis
bourgeois. Se souvenant du lieu où la commission avait siégé pour sa première réunion,
on loua «l'esprit de Beatenberg» et ses effets conciliateurs. Cependant, le Conseil des
Etats qui examina le projet en juin, crut préférable de ne pas se fier à cet esprit. Pour
tenir compte de la revendication d'une correction totale de la progression à froid,
revendiquée notamment par les employés, il rétablit, malgré les objections du grand
argentier, les rabais généraux et les combina avec les déductions sociales plus élevées.
Les recettes supplémentaires, prévues à l'origine par le Conseil fédéral, furent ainsi
presque diminuées de moitié. Le Conseil national ne s'opposa pas à cette solution
minimale. Une proposition du radical Affolter (prd, SO) au Conseil des Etats visant à
préciser l'obligation constitutionnelle de compenser la progression à froid a été
refusée; les deux motions du Conseil national ont été adoptées. 11

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 16.03.1981
PETER GILG

Bien que le résultat des délibérations parlementaires n'eût vraiment satisfait personne
– on parla alors d'un consensus «d'insatisfaction moyenne» –, la résistance fut molle
durant la campagne précédant la votation populaire. L'Alliance des indépendants et
certains groupements bourgeois rejetaient les recettes supplémentaires et
revendiquaient une correction entière de la progression à froid, tout en réclamant
d'autres réductions de dépenses. L'extrême-gauche était aussi opposée au projet; elle
ne voulait pas économiser, mais imposer plus fortement les revenus élevés et ménager
les consommateurs. Pourtant, presque tous les autres partis et associations se
prononçèrent en faveur du projet. Dans les milieux bourgeois, on faisait remarquer
avec satisfaction que, pour la première fois, les «frères siamois» avaient été séparés,
c'est-à-dire que l'on s'efforçait d'obtenir des recettes supplémentaires avec les seuls
impôts indirects et non plus simultanément au moyen des impôts directs. L'Union
suisse des arts et métiers adopta un comportement neutre. Quant au comité d'action
opposé au projet, aucun homme politique de premier plan n'y adhéra. En effet,
l'impression prévalait qu'il n'y avait rien à gagner au rejet de ce projet: ni avantages
durables pour certaines catégories de contribuables, ni solution productive pour la
Confédération.

La figure dominante de la campagne fut celle du conseiller fédéral Ritschard. Malgré ses
ennuis de santé et bien que le projet ne correspondît pas entièrement à ses voeux, il
parcourut villes et campagnes, prenant part à des douzaines de meetings et gagna les
sympathies tant par le sérieux de son engagement que par ses plaisanteries pleines de
bon sens. Dans ce contexte, il mit notamment la population en garde contre un
endettement perpétuel et la charge considérable des intérêts; il évoqua aussi
l'impuissance d'un Etat sans ressources financières. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.10.1981
PETER GILG
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Après les deux échecs de la TVA (taxe à la valeur ajoutée), ce fut la première fois, depuis
1975, qu'un projet d'imposition fiscale passait la rampe, et ce avec une majorité de
quelque 70% des voix, tous les cantons l'approuvant sans exception. Certes, la
participation ne dépassa guère 30%. Ces chiffres reflètent, d'une part, un large
consensus sur la nécessité de la solution proposée et, d'autre part, une
indétermination quant aux avantages et aux inconvénients du projet pour les uns et les
autres. En effet, un sondage d'opinion a révélé que seule une infime partie des citoyens
étaient un tant soit peu au courant du contenu du projet. D'après un sondage réalisé
par le Centre de recherche de politique suisse de Beme, 5% seulement des interrrogés
connaissaient bien le contenu du projet ce qui est relativement faible.

Votation du 29 novembre 1981

Participation:30.35%
Oui: 818'327 (68.95%) / Cantons: 20 6/2
Non:  368'508 (31.05%) / Cantons: 0

Consignes de vote:
- Oui: PDC, PEP, PLS, PRD, PSS, UDC
- Non: ADL, POCH, PST, REP 13

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.1981
PETER GILG

Auf dem Gebiet der Ausgabenordnung unternahm der Bundesrat am Jahresende
Schritte zur Schaffung zweier seit langem diskutierter Instrumente, die eine gewisse
Zügelung der Ausgabenpolitik herbeiführen sollen. So legte er dem Parlament ein
Subventionsgesetz vor, das die vielfachen Einwände der Vernehmlasser am Vorentwurf
des EFD von 1981 berücksichtigte. Dabei hielt er an einer umfassenden Regelung für alle
finanziellen Bundesleistungen fest, ebenso an den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit
und der Rechtsvereinheitlichung. Um namentlich der Kritik von Kreisen des
öffentlichen Verkehrs Rechnung zu tragen, vermeidet der Gesetzestext den in seiner
Bedeutung unscharfen Begriff «Subvention» und unterscheidet formell und inhaltlich
zwischen «Finanzhilfe» (für freiwillig ausgeübte Tätigkeiten) und «Abgeltung» (für
vorgeschriebene oder übertragene Aufgaben). Zur umstrittenen Sparwirkung des
Gesetzes erklärte der Bundesrat, diese sei nicht der eigentliche Zweck des neuen
Instruments, sondern eher ein möglicher Nebeneffekt der in ihm enthaltenen
Grundsätze. Gegenüber dem Vorentwurf liess er eine allgemeine Höchstgrenze für
Finanzhilfen fallen, nicht aber das Prinzip, dass für alle Bundesleistungen nach
Möglichkeit Höchstsätze oder andere einschränkende Bedingungen vorzuschreiben
seien. Vorgesehen bleibt auch eine periodische Überprüfung aller Subventionserlasse
auf ihre Übereinstimmung mit dem neuen Gesetz; bei dadurch veranlassten
Änderungen im Subventionsrecht soll nun aber auf die Interessen der Betroffenen
Rücksicht genommen werden, um Härten zu vermeiden. Zur möglichst allgemeinen
Durchsetzung der niedergelegten Regeln in der Bundespraxis wurde zugleich die
Abänderung von Bestimmungen zahlreicher anderer Erlasse beantragt. 14

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1986
WERNER SEITZ

Nachdem der Bundesrat 1986 dem Parlament den Entwurf eines Subventionsgesetzes
(Bundesgesetz über Finanzhilfen und Abgeltungen) unterbreitet hatte, begann die
vorberatende Nationalratskommission dessen Detailberatung im Herbst 1987.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1987
LUZIUS MEYER

Die vorberatende Kommission des Nationalrates schloss 1988 die Beratungen über ein
neues Bundesgesetz betreffend Finanzhilfen und Abgeltungen (Subventionsgesetz) ab.
Als heikelster Punkt zeichnete sich dabei die Anpassung von 37 Bundeserlassen ab, bei
denen die zwingende Unterstützungsverpflichtung des Bundes abgeschwächt werden
soll. Die Kommission stimmte zwar der Formulierung des Bundesrates zu, wonach
künftig Subventionen nur noch ausgerichtet werden können statt müssen – sie möchte
so dem Parlament und der Regierung eine grössere Flexibilität bei der Ausrichtung von
Subventionen ermöglichen –, doch zeichnete sich bei bestimmten anzupassenden
Gesetzen, etwa bei der Wohnbauförderung, bereits eine recht starke Opposition ab. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.06.1988
LUZIUS MEYER
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Noch im Berichtsjahr hat auch die vorberatende Kommission des Ständerates das
Gesetz einstimmig verabschiedet. Differenzen zum Nationalrat waren weitgehend
redaktioneller Natur. 16

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 11.11.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Nationalrat hat im März als Erstrat das neue Bundesgesetz über Finanzhilfen und
Abgeltungen gutgeheissen. Das Hauptziel der Revision besteht darin, mehr
Einheitlichkeit im Subventionswesen zu erreichen. Bisher waren die jährlichen
Subventionsleistungen von rund CHF 7.5 Mrd. in über 100 Gesetzen und
Bundesbeschlüssen voneinander unabhängig geregelt. Das neue Gesetz soll aber auch
eine erhöhte Flexibilität der Haushaltspolitik erlauben. Dieser Punkt bot jedoch den
primären Stein des Anstosses, da gewisse Parlamentarier in der erhöhten Flexibilität ein
verkapptes Spargesetz witterten.
Die umstrittenen Punkte befanden sich nicht in den 44 Artikeln des Gesetzes selbst,
sondern im Anhang, welcher 37 Erlasse an das Subventionsgesetz anpasst.
Verschiedene "kann"- und "muss"-Formulierungen boten im Rat Anlass zu
ausführlichen Debatten. Zuerst verlangte die Linke, unterstützt vom Bündner
Columberg (cvp), dass die Subventionierung der Aus- und Weiterbildung im
Umweltschutzbereich zwingend vorgeschrieben werde. Dieser Antrag wurde abgelehnt,
ebenso ein entsprechendes Begehren in bezug auf das Gewässerschutzgesetz. Auch ein
Antrag Neukomm (sp, BE) scheiterte, der im Rahmen des Wohnbau- und
Eigentumsförderungsgesetzes zwingende Subventionsvorschriften verankern wollte.
Dagegen zeigte der Rat Verständnis für die Forderung, dass die Invalidenversicherung
den Dachorganisationen der privaten Invalidenhilfe und den Ausbildungsstätten für
Fachpersonal der beruflichen Eingliederung Beiträge bewilligen müsse und nicht bloss
gewähren könne. Ebenfalls angenommen wurde ein von der SP und der CVP
vorgebrachter Antrag für zwingende Bundesbeiträge an die Verbesserung der
Wohnverhältnisse im Berggebiet. In der Gesamtabstimmung passierte die Vorlage mit
93 zu 5 Stimmen. 17

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1989
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Revision des Bundesgesetzes über Abgeltungen und Finanzhilfen konnte im
Berichtsjahr abgeschlossen werden. Auf Antrag seiner Kommission folgte der Ständerat
weitgehend den Beschlüssen des Nationalrats aus dem Vorjahr. Bei den wenigen
redaktionellen und technischen Differenzen fügte sich der Nationalrat der kleinen
Kammer. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.11.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Innerhalb der Steuerreform bildete das Bundesgesetz über die Harmonisierung der
direkten Steuern der Kantone und Gemeinden (StHG) den Teil A, die Revision des
Bundesgesetzes über die direkten Steuern (DBG) den Teil B. Für beide Vorlagen ging es
im Rahmen der Differenzbereinigung vor allem noch darum, den Konflikt zwischen den
beiden Ratskammern über die Bemessungsperiode zu eliminieren. Dabei gab der
Nationalrat nach und stimmte der vom Ständerat im Vorjahr als Kompromiss
beschlossenen Lösung der zweijährigen Vergangenheitsbesteuerung mit dem Recht der
Kantone, auch die einjährige Gegenwartsbesteuerung beizubehalten oder neu
einzuführen, zu. Die übrigen noch verbliebenen Differenzen beim StHG waren
vorwiegend technischer und redaktioneller Natur und konnten im Berichtsjahr
ausgeräumt werden. 19

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.12.1990
MATTHIAS RINDERKNECHT

Vor der Abstimmung stand gesamthaft eine breit organisierte Front von Gegnern einer
eher unentschlossenen und wenig überzeugenden Gruppe von Befürwortern
gegenüber. Im übrigen fand während der gesamten Kampagne ein Zahlenkrieg zwischen
Gegnern und Befürwortern statt, in welchem die von Bundesrat Stich vorgerechnete
Ertragsneutralität der gesamten Vorlage durch die Gegner in Zweifel gezogen wurde. So
kam es, dass Stich vor der Abstimmung gegen die Falschinformationen der
gegnerischen Komitees und des Gewerbeverbandes intervenieren musste, indem er klar
stellte, unter welchen Bedingungen er die Ertragsneutralität berechnet hatte. Er
erklärte, einerseits würden durch den – befristet auf fünf Jahre – verminderten MWSt-
Satz von 4% beim Gastgewerbe über CHF 300 Mio. wegfallen; andererseits dürfe noch
nicht von einem um 1,3% erhöhten MWSt-Satz (zugunsten der AHV) ausgegangen
werden, da eine derartige Erhöhung referendumspflichtig sein werde. Bei den
Stimmbürgerinnen und Stimmbürgern lösten die Scharmützel zwischen Gegnern und
Befürwortern eher Verunsicherung aus.

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 24.09.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Bundesbeschluss Neuordnung der Bundesfinanzen.

Abstimmung vom 2. Juni 1991

Beteiligung: 33,3%
Ja: 664 304 (45,7%) / 2 1/2 Stände
Nein: 790 948 (54,3%) / 18 5/2 Stände

Parolen:
– Ja: FDP (8*), SP, CVP (1*), SVP (4*), LdU, EVP, EDU; SGB, CNG, VSA, LFSA; SBV,
Bankiervereinigung, VSM, Finanzdirektorenkonferenz.
– Nein: LP, GP, GB, AP, SD, PdA; SGV, SHIV, Redressement national, Wirteverband,
Arbeitgeberverband. 
– Stimmfreigabe: Hotelierverein, SGCI
*In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen

Die neue Finanzvorlage wurde am 2. Juni mit 54,3% Nein-Stimmen sowie von 18
Kantonen und fünf Halbkantonen abgelehnt. Damit scheiterte zum dritten Mal innert
vierzehn Jahren die Einführung eines Mehrwertsteuermodells in der Volksabstimmung.
Nur die Kantone Baselstadt und Zürich nahmen die Vorlage mit 55,8% resp. 55,1% klar
an, Graubünden nur ganz knapp mit 50,1%. Es erstaunte nicht, dass die
Wirtschaftskantone Zürich und Baselstadt das Paket annahmen, hatten sich doch der
Finanzsektor und ein guter Teil der Exportwirtschaft für die Abschaffung der Taxe
occulte und die Lockerung der Stempelabgaben stark gemacht. Graubünden war schon
1977 der einzige Stand, welcher die Mehrwertsteuervorlage angenommen hatte. Im
Vergleich zu den zwei früheren Mehrwertsteuervorlagen sank die Stimmbeteiligung von
50% im Jahre 1977 auf 33,3% im Berichtsjahr. 20

Kurz nach der Verwerfung der Vorlage kündigte Bundesrat Stich die Ausarbeitung eines
neuen Entwurfs an, der eine Änderung der bestehenden Warenumsatzsteuer sowie
Entlastungen bei der Stempelsteuer auf Finanzgeschäften enthalten sollte, jedoch
keine Ausmerzung der Taxe occulte vorsah. Wirtschaftsnahe Kreise äusserten jedoch
die Hoffnung, möglichst rasch die. wettbewerbsverzerrende Taxe occulte zu
eliminieren. Die CVP reichte eine Motion (Mo. 91.3353) zu einer Neuordnung der
Bundesfinanzen ein, in welcher die Abschaffung der Taxe occulte, eine Neuorientierung
der indirekten Steuern, die Anpassung der direkten Bundessteuern und ein
Gesamtkonzept für Lenkungsabgaben verlangt wurde. Eine zweite, in dieselbe Richtung
zielende Motion, wurde von Nationalrat Jaeger (Idu, SG) eingereicht (Mo. 91.3332).
Gegen Ende des Berichtsjahres stellte Bundesrat Stich ein neues Modell vor; dieses
sieht in einer ersten Phase vor, die Hauptelemente der geltenden Einnahmenordnung,
die Warenumsatzsteuer und die direkte Bundessteuer, welche zusammen über 50% der
Bundeseinnahmen erbringen, nach 1994 unbefristet in die Verfassung aufzunehmen.
Die umstrittenen Punkte wie die Besteuerung von Dienstleistungen und die
Eliminierung der Taxe occulte sollten erst in einer zweiten Etappe konkretisiert
werden. 21

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT

Das wichtigste finanzpolitische Ereignis im Berichtsjahr war zweifellos die
Volksabstimmung vom 2. Juni über die neue Bundesfinanzordnung. Seit der
Einführung der sogenannten Wehrsteuer – zwecks Finanzierung des Aktivdienstes – im
Jahre 1941 und der Warenumsatzsteuer (WUSt) unter dem Vollmachtenregime des
Bundesrates war es dem Parlament nicht gelungen, eine neue Bundesfinanzordnung
definitiv in der Verfassung zu verankern. Das gegenwärtig gültige Steuermodell der WUSt
und der direkten Bundessteuer ist in einem Bundesbeschluss bis 1994 befristet. Zwei
Versuche, ein Mehrwertsteuermodell, wie es heute in allen EG-Mitgliedstaaten
(allerdings mit sehr unterschiedlichen Steuersätzen) existiert, einzuführen, waren in
den Jahren 1977 und 1979 in der Volksabstimmung gescheitert. Nach sieben Jahren
Beratungen in den eidgenössischen Räten hatten sich die Bundesratsparteien in der
Herbstsession 1990 auf ein Kompromisspaket geeinigt, welches in einem
Verfassungsartikel ein neues Mehrwertsteuermodell vorsah, gleichzeitig aber noch ein
revidiertes Bundesgesetz über die Stempelabgaben sowie ein modifiziertes
Bundesgesetz über die direkten Steuern mit einem Proportionaltarif für die
Besteuerung von juristischen Personen umfasste. Doch schon bald nachdem das

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.12.1991
MATTHIAS RINDERKNECHT
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Parlament die komplexe Vorlage verabschiedet hatte, wurde klar, dass Parteien und
Verbände nicht geschlossen hinter diesem Kompromisspaket standen.

Nachdem die Neuordung der, Bundesfinanzen am 2. Juni 1991 von Volk und Ständen
abgelehnt worden war, musste der Bundesrat damit beginnen, eine neue flexible
Lösung auszuarbeiten, weil die geltende Ordnung Ende 1994 ausläuft. Der Entwurf der
Regierung sah einerseits die unbefristete Erneuerung der Verfassungsgrundlage für die
beiden Haupteinnahmequellen, der Warenumsatzsteuer (WUSt) und der direkten
Bundessteuer, mittels eines offen formulierten Verfassungsartikels, vor. Aus
abstimmungspolitischen Gründen sollten darin Höchstsätze von 6,2% für
Detaillieferungen und 9,2% für Engroslieferungen verankert sein. Andererseits sollten
gleichzeitig auf Verfassungsstufe die Grundlagen für eine Modernisierung der WUSt
sowie für die Umwandlung der Fiskalzölle auf Mineralölen, deren Derivaten und auf
Autos resp. Autobestandteilen in besondere Verbrauchssteuern geschaffen werden.
Der Bundesrat sah vor, in einem zweiten Schritt, wenn die Weiterführung der
Finanzordnung sichergestellt ist, die Ausweitung der Umsatzsteuer auf den
Dienstleistungsbereich und die Beseitigung der Taxe occulte anzugehen. 22

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.02.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die nationalrätliche Kommission für Wirtschaft und Abgaben trat, obwohl sich eine
Mehrheit für einen direkten Übergang zur Mehrwertsteuer (MWSt) aussprach, auf die
Vorlage des Bundesrats ein und organisierte im April ein Hearing mit den interessierten
Kreisen. Dabei äusserten sich nur Vertreter des Gewerkschaftsbundes positiv zum
Vorschlag des Bundesrates, der Vorort und der Gewerbeverband räumten hingegen der
Abschaffung der Taxe occulte absolute Priorität ein und sprachen sich für die sofortige
Einführung einer Mehrwertsteuer aus. Gewerbeverbandsdirektor Triponez forderte
bezüglich einer Mehrwertsteuer jedoch Ausnahmeregelungen für gewisse
Gewerbezweige sowie die Aufhebung der Biersteuer. Ebenso sollte gemäss
Gewerbeverband die Befristung der direkten Bundessteuer in der Verfassung verankert
bleiben. Auch Konsumentenorganisationen forderten Ausnahmeregelungen,
insbesondere im Bereich Grundnahrungsmittel. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 07.04.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Kommission erteilte daraufhin dem Finanzdepartement einen Zusatzauftrag, um
dem aus verschiedenen Kreisen geäusserten Begehren nach Einführung einer
Mehrwertsteuer in einem einzigen Schritt Rechnung zu tragen; Modelle mit
unterschiedlichen Sätzen und Vergleiche zwischen MWSt und WUSt sowie die künftige
Stellung der direkten Bundessteuer sollten in einem ergänzenden Diskussionspapier
aufgeführt werden. Die Kommission sprach sich im übrigen mit vierzehn Stimmen gegen
eine einzige bei fünf Enthaltungen für die Beibehaltung der direkten Bundessteuer aus.
Unbefriedigt über den vom Finanzdepartement erhaltenen Zusatzbericht verlangte die
Kommission Ende Mai weitere Informationen und arbeitete dann selbst einen Vorschlag
zu einem künftigen Mehrwertsteuermodell aus, welches einen Satz zwischen 6,2% und
6,5% vorsieht. Die Kommissionsmitglieder verwarfen mit vierzehn zu sechs Stimmen
einen Eventualantrag von Bundesrat Stich, für den Fall eines Systemwechsels den Satz
auf 6,8% zu erhöhen. Ausnahmen zugunsten der Bauwirtschaft oder des Gastgewerbes
sah das Modell nicht vor, jedoch sollten flankierende Massnahmen zur sozialen
Abfederung des Systemwechsels in Betracht gezogen werden. Ursprünglich war die
Behandlung der Bundesfinanzreform im Nationalrat auf die Dezembersession angesagt
worden, sie wurde dann jedoch — in Anbetracht der emotionsgeladenen Diskussionen
vor der EWR-Abstimmung — auf das Jahr 1993 verschoben. 24

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.11.1992
MATTHIAS RINDERKNECHT

In der nationalrätlichen Kommission für Wirtschaft und Abgaben (WAK) hatte sich schon
im Vorjahr ein breiter Konsens für die rasche Einführung eines
Mehrwertsteuermodells (MWSt) anstelle der bestehenden Warenumsatzsteuer (WUSt)
eingestellt. Zu Beginn des Berichtsjahres einigte sich die nationalrätliche WAK auf eine
Mehrwertsteuervorlage mit einem Satz von 6,5%. Mit der Festlegung dieses Satzes,
welcher eine Kompromisslösung darstellte zwischen der Minimallösung von 6,2%, wie
ihn Gewerbekreise forderten, und des "Maximalsatzes" von 7% gemäss den
Forderungen Bundesrat Stichs, beabsichtigte die Kommission sowohl die Wirtschaft
von der "taxe occulte" (Schattensteuer) zu entlasten als auch einen Beitrag an die
Sanierung der Bundeskasse zu leisten. Die Forderungen der SP nach sozialer
Abfederung wurde in Form von Entlastungen der unteren Einkommen in der Höhe von

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.01.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT
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5% des Steuerertrages (gemäss erwarteten MWSt-Einnahmen entspricht dies ca. CHF
500 Mio.) mittels Vergünstigungen der Krankenversicherung und durch eine Erhöhung
der Kinderzulagen berücksichtigt. Die Zustimmung der SP wurde aber von den
bürgerlichen Bundesratsparteien auch mit der Unterstützung eines
Konjunkturförderungsprogramms erkauft. 25

Im Plenum stimmte der Nationalrat nach heftiger Debatte gegen eine rechtsbürgerliche
Minderheit mit 110 zu 48 Stimmen für den höheren Satz von 6,5%. Er befürwortete auch
die soziale Abfederung in dem Sinne, dass fünf Prozent des Steuerertrags zur Entlastung
von unteren Einkommen eingesetzt werden sollten. Der Bundesbeschluss C über
Massnahmen zur Erhaltung der Sozialversicherung, welcher die Möglichkeit einer
Erhöhung des Satzes um ein Prozent zur Mitfinanzierung der AHV beinhaltet, wurde
ohne lange Diskussion gutgeheissen. Hingegen wurde der Minderheitsantrag Thür (gp,
AG), welcher eine Verfassungsgrundlage für eine ökologische Umweltabgabe auf
Energieträgern und anderen natürlichen Ressourcen einführen wollte, klar verworfen.
Die grosse Kammer lehnte den Antrag Wyss (fdp, BS) nach Aufteilung der Vorlage in
einen ersten Teil zum Systemwechsel und einen zweiten Teil zur Höhe des Steuersatzes
ganz knapp ab. 26

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 25.03.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die kleine Kammer als Zweitrat hingegen befürwortete jedoch gegen den Willen der
Sozialdemokraten und insbesondere gegen die vehemente Intervention Bundesrat
Stichs aus abstimmungspolitischen Gründen eine zweigeteilte Vorlage, die den
Stimmberechtigten einerseits den Systemwechsel zur Mehrwertsteuer mit demselben
Satz der WUSt von 6,2% und andererseits in einer zweiten Vorlage eine Erhöhung des
Satzes auf 6,5% vorschlug. Die bürgerliche Mehrheit im Ständerat beurteilte die
Chancen eines Systemwechsels in der Volksabstimmung als viel besser, wenn den
Stimmenden nicht gleichzeitig wie bei den früheren Multipackvorlagen ein höherer
Steuersatz vorgeschlagen wird. Bei einigen Enthaltungen nahm der Ständerat den
Bundesbeschluss zur Umwandlung der WUSt in eine Mehrwertsteuer bei
gleichbleibendem Satz einstimmig an und hiess mit grossem Mehr den zweiten Teil der
Vorlage, welcher die Erhöhung des Satzes um 0,3 Prozent vorsieht, mit 27 gegen zwei
Stimmen gut. 27

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Im rasch angesetzten Differenzbereinigungsverfahren akzeptierte der Nationalrat auf
Antrag der Kommission die Beschlüsse des Ständerats betreffend die Zweiteilung mit
109 zu 62 Stimmen. Im Gegenzug schwenkte die kleine Kammer bei der Regelung des
sozialen Ausgleichs auf den Beschluss des Nationalrats ein. Die fünf Prozent des
Steuerertrags sollen somit nicht wie gemäss der ersten Lesung im Ständerat zugunsten
der Arbeitslosenversicherung, sondern für die Entlastung von unteren Einkommen
mittels Krankenkassenprämienvergünstigung verwendet werden. Bei den übrigen Teilen
des Entwurfs, so auch bei der Frage einer späteren Erhöhung des Steuersatzes um
maximal ein Prozent zugunsten der Sicherstellung der AHV, konnten die minimalen
Differenzen zwischen den beiden Kammern problemlos beseitigt werden. Die gesamte
Vorlage umfassste schlussendlich vier Bundesbeschlüsse, über welche die
Stimmberechtigten separat abstimmen mussten: der erste betraf die Neugestaltung der
Finanzordnung und dabei vor allem die Ersetzung der WUSt durch eine Mehrwersteuer
von 6,2%, der zweite die Erhöhung der Mehrwersteuer auf 6,5%, der dritte die
Möglichkeit, den Mehrwertsteuersatz um 1 % zugunsten der Sozialversicherung zu
erhöhen und der vierte die ertragsneutrale Umwandlung von Zöllen auf Mineralölen,
Autos und Autoersatzteilen in Steuern. 28

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 18.06.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Der Bundesrat, welcher zu Beginn des Jahres noch unschlüssig war, ob er eine
Modernisisierung des alten WUSt-Modells oder eine komplette Systemänderung
unterstützen sollte, rang sich nach Abzeichnung der klaren Befürwortung des
Mehrwertsteuermodells durch die Bundesratsparteien ebenfalls zu einer
Unterstützung dieses Modells mit einem Satz von 6,5% durch. Ursprünglich hatte er in
seiner Botschaft lediglich die Schaffung einer Verfassungsgrundlage zur Einführung
einer modernen Umsatzsteuer vorgesehen. Finanzminister Otto Stich wehrte sich
jedoch mit Nachdruck gegen die Zweiteilung der Umwandlung der Vorlage, welche den
Stimmbürgern die Wahl zwischen einem Satz von 6,2 und 6,5% liess. Im Falle einer
Annahme des geringeren Satzes befürchtete er Einnahmenausfälle in der Höhe von
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rund CHF 570 Mio. Seine Äusserungen im Abstimmungskampf, wonach er die Ablehnung
des Systemwechsels einer Annahme mit dem Satz von 6,2% vorziehe, stiess denn bei
den bürgerlichen Parteien und Spitzenverbänden auf Unverständnis. Der Finanzminister
unterstrich daraufhin fünf Wochen vor der Abstimmung anlässlich der Debatte zum
Budget 1994 — dieses sah in der Zwischenzeit ein Defizit von CHF 7.1 Mrd. vor — den
Ernst der Situation und die sich daraus abzeichnende Notwendigkeit des höheren
Steuersatzes. 29

Das Kernstück der Vorlage blieb wie bei der 1991 vom Volk verworfenen Vorlage der
Wechsel von der wettbewerbsverzerrenden einphasigen Warenumsatzsteuer, welche
neben den Gütern auch Investitionen besteuert, zur reinen allphasigen Konsumsteuer
auf Waren und Dienstleistungen in der Form der Mehrwertsteuer. Der Wegfall der "taxe
occulte" soll die Wirtschaft um rund CHF zweieinhalb Mrd. jährlich entlasten und auf
diese Weise eine erhöhte Konkurrenzfähigkeit gegenüber ausländischen Produkten
ermöglichen. Neu werden auch Dienstleistungen besteuert, wodurch rund 75'000
Betriebe zusätzlich steuerpflichtig werden. Betriebe des Kleingewerbes, welche unter
CHF 75'000 steuerbares Einkommen vorweisen, werden von der Mehrwertsteuer aber
nicht erfasst. Verschiedene, im Inland erbrachte Leistungen sollen künftig ohne
Anspruch auf Vorsteuerabzug von der Mehrwertsteuer befreit sein. Dazu gehören unter
anderem die in einer sogenannten Negativliste der Übergangsbestimmungen
aufgeführten Bereiche wie der Brief- und Paketpostverkehr, das Gesundheitswesen,
Leistungen der Fürsorge und der sozialen Sicherheit, die Erziehung und
Jugendbetreuung, kulturelle Leistungen, Versicherungsumsätze, Umsätze im Bereich
des Geld- und Kapitalverkehrs (ausser Vermögensverwaltung und Inkassogeschäft),
Wetten und Lotterien sowie der Verkauf von Gärtnerei- und Landwirtschaftsprodukten.
Ein reduzierter Satz von zwei Prozent (bisher 1,9% unter dem WUSt-Regime) soll für
Ess- und Trinkwaren (ausser Alkohol), Getreide und Sämereien sowie für Zeitungen und
Bücher gelten. 30

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Aus Gründen der Transparenz hat der Bundesrat die Ausführungsbestimmungen zur
Mehrwertsteuer in Form eines Verordnungsentwurfs schon vor der Volksabstimmung
in die Vernehmlassung gegeben, was ein eher unübliches Vorgehen darstellt. Nach
Inkrafttreten der Beschlüsse zur Mehrwertsteuer ab Januar 1995 soll zuerst die
Verordnung die gesetzliche Basis zur Ausführung bilden, weil die Ausarbeitung eines
entsprechenden Bundesgesetzes noch mindestens bis 1996 dauern wird. 31

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.10.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Die Dachverbände des Gastgewerbes und der Coiffeure, deren Dienstleistungen der
bisherigen WUSt nicht unterstellt waren, empfahlen ihren Mitgliedern die Ablehnung
des Systemwechsels. Die Gegnerschaft gruppierte sich hauptsächlich um den
Schweizerischen Wirteverband, der Führungsfunktion übernahm. Daneben engagierten
sich auch die politischen Randparteien wie zum Beispiel die Schweizer Demokraten (SD)
und die PdA. Exponenten der Grünen Partei — vorwiegend aus der deutschsprachigen
Schweiz — bildeten ein links-grünes gegnerisches Komitee, weil sie einen verstärkten
Arbeitsplatzabbau durch die bevorzugte Behandlung von kapitalintensiven Investitionen
befürchteten. Schützenhilfe erhielten die bürgerlichen Gegner von gewissen
Kantonalsektionen der FDP und der SVP vor allem betreffend die Satzerhöhung und die
Massnahmen zugunsten der Sozialversicherung. Der Schweizer Tourismus-Verband
(STV) machte seine Zustimmung zum Systemwechsel und zur Höhe des Steuersatzes von
der Einführung eines Sondersatzes in der Höhe von zwei Prozent zugunsten seiner
Branche abhängig. Im Rahmen des Artikels acht der Übergangsbestimmungen der
Vorlage hätte der Bundesrat die Kompetenz, für exportabhängige Dienstleistungszweige
einen tieferen Satz vorzuschlagen, der vom Parlament noch bewilligt werden müsste. In
der Annahme, der Bundesrat würde den Hoteliers einen reduzierten Satz gewähren,
hatte der Hotelierverein seinen Mitgliedern ein Ja zum Systemwechsel empfohlen,
musste aber auf seinen Entscheid zurückkommen, um wie der Tourismus-Verband die
Zustimmung vom Versprechen eines niedrigeren Satzes zugunsten der Hotellerie
abhängig zu machen. Die Tourismusbranche hoffte darauf, ihre Anliegen mittels einer
Motion Nationalrat Bezzolas (fdp, GR) durchzusetzen (Mo. 93.3544); im Ständerat wurde
eine gleichlautende Motion von Küchler (cvp, OW) eingereicht (Mo. 93.3546). 32
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Finanzordnung
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 247 400 (66,7%) / 19 6/2 Stände
Nein: 674 031 (33,3%) / 1

Parolen:
Ja: FDP, SP, CVP, SVP (2*), LP, LdU, EVP, EDU; Vorort, SGV, SBV, SGB,
Bankiervereinigung, Tourismus-Verband, Hotelier-Verein.
Nein: AP (1*), SD, PdA, Lega; Wirteverband, Coiffeurmeister-Verband, Bäcker- und
Konditorenmeisterverband, Metzgermeisterverband, Centre Patronal.
Stimmfreigabe: GP.

* In Klammer Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Beitrag zur Gesundung der Bundesfinanzen (Satz 6,5%)
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 163 887 (57,7%) / 15 6/2 Stände
Nein: 852 439 (42,3%) / 5

Parolen :
Ja: FDP (4*), CVP, SP, SVP (6*), GP, LdU (1*), EVP; Tourismus-Verband, Hotelier-Verein,
SGB.
Nein: LP, AP, SD, PdA, Lega, EDU; gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
Stimmfreigabe: Vorort, SGV, VSM.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Massnahmen zur Erhaltung der Sozialversicherung
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 258 782 (62,6%) / 19 6/2 Stände
Nein: 752 472 (37,4%) / 1

Parolen:
Ja: FDP (6*), CVP, SP, SVP (8*), GP, LdU (1*), EVP; Tourismus-Verband, Hotelier-Verein,
SGB.
Nein: LP, AP, SD, PdA, Lega, EDU; SGV und gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
Stimmfreigabe: Konsumentinnenforum Schweiz.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Besondere Verbrauchssteuern
Abstimmung vom 28. November 1993

Beteiligung: 45,4%
Ja: 1 212 002 (60,6%) /17 6/2 Stände
Nein: 786 396 (39,4%) / 3

Parolen :
Ja: FDP, CVP, SP, SVP (3*), LP, GP, LdU, EVP; Vorort, SGV, RN, Tourismus-Verband,
Hotelier-Verein, SGB.
Nein: AP, SD, PdA, Lega; gleiche Verbände wie bei Finanzordnung.
* In Klammern Anzahl abweichender Kantonalsektionen.

Alle vier Vorlagen des Finanzpaketes wurden mit Ja-Anteilen zwischen knapp 58 und
67% bei einer Stimmbeteiligung von 45,4% angenommen. Der Kanton Zürich
verzeichnete bei allen vier Teilen des Finanzpaketes die stärkste Zustimmung. Am
negativsten war die Einstellung im Kanton Wallis, gefolgt vom Tessin.

Die Vox-Analyse zeigte, dass bei den ersten beiden Vorlagen die Zustimmung unter
hoch gebildeten und gut verdienenden Urnengängern aus städtischen Gebieten am
höchsten war. Am meisten Ablehnung erfuhren die zwei Vorlagen bei wenig Gebildeten,
bei Landwirten, in der Arbeiterschaft mit niedrigem Einkommen sowie in ländlichen
und peripheren Gebieten. In der deutschsprachigen Schweiz war die Zustimmung
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generell höher als in der Romandie und im Tessin. In bezug auf die politischen
Einstellungen war die Befürwortung bei Anhängern der SP, der Zentrumsparteien
LdU/EVP sowie der Freisinnigen am grössten, während sie bei jenen der SVP und bei
Parteiungebundenen am geringsten war. Bei den Entscheidmotiven der Ja-Stimmenden
zur Frage des Systemwechsels spielte das finanzpolitische Argument und die Anpassung
an das Steuersystem der Staaten der Europäischen Union die grösste Rolle. Hingegen
schienen die spezifischen Vorteile einer Mehrwertsteuer nur zweitrangig zu sein. Unter
den Nein-Stimmenden überwog neben einer diffusen Abwehr vor mehr Steuern vor
allem die Angst vor einem Teuerungsschub sowie das Argument, der Bund solle besser
mehr sparen als zusätzliche Steuern eintreiben. Dieses Element spielte bei den Nein-
Stimmenden vor allem in der Frage zur Höhe des Steuersatzes die ausschlaggebende
Rolle. Die Inhalte der beiden übrigen Vorlagen über die Massnahmen zur Erhaltung der
Sozialversicherung und jene über die besonderen Verbrauchssteuern waren von den
Befragten sehr viel ungenauer und summarischer wahrgenommen worden als die
beiden ersten Beschlüsse. 33

Der Bundesrat leitete dem Parlament eine Teilrevision des Finanzkontrollgesetzes zu,
welche die Modernisierung der Eidgenössischen Finanzkontrolle (EFK) zum Ziel hat. So
soll die EFK deutlicher als bisher als externes Finanzaufsichtsorgan definiert und ihre
selbständige und unabhängige Stellung verstärkt werden. Ihr Prüfungsauftrag soll
erweitert werden mit den Kriterien der Sparsamkeit, des Kosten/Nutzen-Verhältnisses
sowie der erwarteten Wirkung der finanziellen Aufwendungen. Die EVK wird aus dem
Anweisungsverkehr herausgelöst, neu soll sie aber die Befugnis erhalten, sich mit
Stichprobenprüfungen in den von den Verwaltungseinheiten mit dem Kassen- und
Rechnungswesen der Eidg. Finanzverwaltung abgewickelten Anweisungsverkehr
einzuschalten (Ablösung des Freigabeprinzips durch das Interventionsprinzip). Neu soll
die EFK mit einem jährlichen Tätigkeitsbericht auch öffentlich über ihre
Kontrolltätigkeit Rechenschaft ablegen können. Der Tätigkeitsbereich wird auf die SBB,
aber auch auf Subventionsbezüger ausgedehnt. Die Schaffung eines Rechnungshofes
nach dem Vorbild anderer Länder lehnte der Bundesrat ab. 34

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 31.05.1994
EVA MÜLLER

Der Bundesrat beschloss im Sinne einer erhöhten Transparenz, mit einer Teilrevision
des Bundesgesetzes über den eidgenössischen Finanzhaushalt den
Einnahmenüberschuss der Pensionskasse aus der Bundesrechnung auszugliedern.
Damit wird das Defizit um fast eine Milliarde Franken steigen. Finanzminister Stich
unterlag im Gesamtbundesrat aber mit der Forderung, auch das jährliche Darlehen an
die SBB von ebenfalls rund einer Milliarde Franken, das die SBB nicht zurückzahlen
können, im Bundeshaushalt als Ausgabe zu deklarieren. Schützenhilfe erhielt er vom
Nationalrat, der die Teilrevision aufgrund der selben Forderung mit 90 zu 10 Stimmen
zurückwies. Der Ständerat folgte auf Empfehlung seiner Finanzkommmission aber
einstimmig dem Bundesrat, der die Tresoreriedarlehen der SBB über den
Verordnungsweg regeln will. In der Wintersession schwenkte der Nationalrat auf die
Linie des Ständerats ein. 35

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 19.12.1995
EVA MÜLLER

Ende November präsentierte der Bundesrat seine Botschaft zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes. Diese ist notwendig, damit der Bund bis 2007 ein neues
Rechnungsmodell einführen kann, bei dem Budgetierung, Buchführung und
Rechnungslegung neu einheitlich nach kaufmännischen Grundsätzen erfolgen und
Rechnungsaufbau und Finanzberichterstattung der in der Privatwirtschaft
gebräuchlichen Darstellung entsprechen. Die Gesetzesrevision sieht zudem die
Verankerung der finanziellen Steuerung von Verwaltungseinheiten vor, welche mit
Leistungsauftrag und Globalbudget (FLAG) geführt werden. Damit stellt das neue
Rechnungsmodell die notwendigen Informationen sowohl für die strategisch-politische
Steuerung als auch für die operative Ebene der Verwaltungs- und Betriebsführung
bereit, indem es die Transparenz über die durch die politischen Behörden zu
treffenden Entscheide verbessert und das Parlament bei der Ausübung seiner
Budgethoheit unterstützt. 36
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Im Frühjahr nahm der Nationalrat die Beratungen zur Totalrevision des
Finanzhaushaltgesetzes in Angriff. Eintreten war unbestritten. In der Detailberatung
scheiterte die Linke mit all ihren Anträgen, welche die unverändert übernommenen
Bestimmungen zur Schuldenbremse betrafen: Weder müssen Parlament und Regierung
bei der Führung des Bundeshaushaltes künftig ausser der Finanzierungs- und der
Erfolgssicht auch der Konjunktur Rechnung tragen, noch wird der Bund dazu
verpflichtet, die ihm gesetzlich zustehenden Einnahmen lückenlos und fristgerecht
geltend zu machen; Bundesrat und Bundesversammlung haben jedoch weiterhin bei
jeder Vorlage den aus der Schuldenbremse resultierenden Höchstbetrag der
Gesamtausgaben zu berücksichtigen. Ebenfalls keine Mehrheit fand das Anliegen der
Linken, die Regierung solle beim Entwerfen und beim Vollzug des Voranschlages die
sich bietenden Möglichkeiten für Mehreinnahmen nutzen. Bei den dringlichen
Kreditbegehren beschnitt die grosse Kammer gegen die Empfehlungen von FDP und
CVP mit 88:67 Stimmen die Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation:
Letztere sollte nur noch Beiträge von maximal 0,5% der im laufenden Jahr budgetierten
Einnahmen (zur Zeit ca. 250 Mio Fr.) bewilligen dürfen, einem höheren Kreditbetrag
müsste das Parlament zustimmen, notfalls an einer ausserordentlichen Session; die
Ratsminderheit hatte vergeblich darauf hingewiesen, dass es sich beim Fall Swissair, wo
die Finanzdelegation im Schnellverfahren 1,2 Mia Fr. gesprochen und so das Parlament
vor vollendete Tatsachen gestellt hatte, um eine einmalige Situation gehandelt habe. Um
sicherzustellen, dass die Schuldenbremse auf alle Fälle eingehalten wird, verschärfte
der Nationalrat gegen den Widerstand von Regierung und links-grünem Lager das
parlamentarische Verfahren bei der Behandlung des Budgets: Neu darf der
Einigungsantrag über den Voranschlag des Bundes gegenüber dem Beschluss der
dritten Beratung, der den tieferen Betrag vorsieht, nur Mehrausgaben vorsehen, die
keine Überschreitung des Höchstbetrages zur Folge haben. Schliesslich verstärkte die
grosse Kammer die Mitwirkung des Parlaments und entschied, dass der Finanzplan den
Räten nicht wie bis anhin nur zur Kenntnisnahme, sondern zur Genehmigung vorzulegen
sei. Die Vorlage passierte die Gesamtabstimmung mit 93:61 Stimmen; abgelehnt wurde
sie von den Grünen und den Sozialdemokraten. 37

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.03.2005
MAGDALENA BERNATH

In der Sommersession behandelte der Ständerat  die Totalrevision des
Finanzhaushaltsgesetzes: Er begrüsste die bessere Vergleichbarkeit der
Rechnungslegung des Bundes mit jener der Kantone, der Gemeinden, aber auch des
Auslandes. In der Detailberatung verpflichtete er Parlament und Regierung, Sach- und
Finanzierungsentscheide soweit als möglich aufeinander abzustimmen. Unverändert
aus dem alten Gesetz übernommen wurden die Ausführungsnormen zur
Schuldenbremse; abgelehnt wurde hingegen ein Antrag Leuenberger (sp, SO), beim
Entwurf und Vollzug des Voranschlags auch nach Möglichkeiten für Mehreinnahmen zu
suchen. Bei der dringlichen Kreditsprechung beharrte die kleine Kammer im Gegensatz
zum Nationalrat auf dem geltenden Recht, wonach der Bundesrat eine nicht
budgetierte Aufgabe, die keinen Aufschub erträgt, vor der Bewilligung eines
Nachtragskredites durch die Bundesversammlung beschliessen kann, wobei er wenn
möglich die vorgängige Zustimmung der Finanzdelegation einholt. Um weitere Fälle
analog dem Scheitern des Rüstungsprogramms 2004 zu verhindern, schlug Reimann
(svp, AG) eine Änderung im Differenzbereinigungsverfahren vor: Die Einigungskonferenz
sollte zu jeder einzelnen Differenz eines Budgets oder eines Verpflichtungskredits
einen separaten Antrag stellen; bei Ablehnung des Antrages sollte der
Verpflichtungskredit gestrichen resp. der tiefere Betrag aus der dritten Beratungsrunde
gelten. Bundesrat Merz und die Ratsmehrheit argumentierten, dieses Vorgehen
durchbräche den Grundsatz der Gesamtbereinigung und gefährde die positive
Konsensfindung, worauf der Vertreter der SVP seinen Vorschlag zurückzog. Beim
Finanzplan hielt der Ständerat ebenfalls an der bestehenden Regelung, Kenntnisnahme
und nicht Genehmigung durch das Parlament, fest. Die Vorlage passierte die
Gesamtabstimmung mit 19 Stimmen bei drei Enthaltungen. 38

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 13.06.2005
MAGDALENA BERNATH

Im Differenzbereinigungsverfahren der Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes
setzte sich der Ständerat mit seiner Ablehnung einer „Lex Swissair“ durch; die
Kompetenzen von Bundesrat und Finanzdelegation bei der Bewilligung von dringlichen
Krediten werden nicht eingeschränkt. Künftig ist der Bundesrat verpflichtet, das Budget
bis spätestens Ende August zuhanden der Räte zu verabschieden. Und um die
Einflussmöglichkeiten des Parlaments zu verstärken, hat die Regierung bei einer Motion
der Bundesversammlung zum Finanzplan nicht mehr maximal zwei Jahre Zeit, um tätig
zu werden, sondern muss bereits mit dem nächsten Finanzplan berichten, wie sie das
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Begehren umgesetzt hat. Weicht sie von der Motion ab, muss sie einen begründeten
Abschreibungsantrag stellen. Die Totalrevision des Finanzhaushaltsgesetzes wurde in
der Schlussabstimmung im Nationalrat mit 175:4 Stimmen bei 7 Enthaltungen und im
Ständerat mit 43:0 Stimmen angenommen. 39

Ende Jahr unterbreitete die Regierung dem Parlament eine Botschaft zur Teilrevision
des Finanzhaushaltsgesetzes mit dem Ziel, die Kreditsperre dauerhaft im Gesetz zu
verankern, da das befristete Kreditsperrungsgesetz von 2002 Ende 2007 ausläuft. Das
Instrument, das der Bundesrat seit 1997 im Rahmen des Voranschlags sechs Mal
beantragt hatte, hatte sich zu einem wichtigen Instrument der Haushaltsteuerung
entwickelt und den Bundeshaushalt insgesamt um über 1 Mia Fr. entlastet. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 08.12.2006
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession 2006 hatte der Bundesrat dem Parlament eine Botschaft zur
Teilrevision des Finanzhaushaltsgesetzes (Kreditsperre) präsentiert. Ziel dieser Revision
war es, die Kreditsperre, welche einen Beitrag zur Gewährleistung eines
schuldenbremsenkonformen Bundeshaushaltes leistet, dauerhaft im
Finanzhaushaltgesetz zu verankern.

Der Ständerat trat in der Frühjahrssession diskussionslos auf die Vorlage ein. Er
präzisierte die Regeln zur Freigabe der Kreditsperre, indem er festhielt, dass die
Kreditfreigabe wegen schwerer Rezession der Genehmigung durch die
Bundesversammlung bedarf und der Bundesrat über andere Freigaben dem Parlament
in den Botschaften über die Nachtragskreditbegehren oder mit der Staatsrechnung
Bericht zu erstatten hat. In der Gesamtabstimmung nahm der Ständerat das Gesetz mit
35 zu 1 Stimmen an.

Im Nationalrat beantragte eine links-grüne Minderheit, nicht auf die Vorlage
einzutreten. Die Kreditsperre komme einer finanzpolitischen Bankrotterklärung des
Parlaments gleich und sei mit ihrer flächendeckenden Wirkung ein ungeeignetes
Instrument der Ausgabenbremse. Die Vertreter des bürgerlichen Lagers, welche sich
schliesslich durchsetzten, sahen in der Kreditsperre ein probates Mittel, um
übermässiges Ausgabenwachstum zu bremsen. Bei der Detailberatung wurden zwei
Minderheitsanträge des links-grünen Lagers abgelehnt. Der erste Antrag verlangte, dass
die Bundesversammlung im Beschluss über den Voranschlag Ausgaben teilweise sperren
könne, wenn die Schuldenbremse dies erfordere und der zweite Minderheitsantrag
wollte bereits eingegangene Verpflichtungen und gesetzlich zugesicherte Beiträge von
der Sperrung ausnehmen. Der Nationalrat nahm die Vorlage in der Gesamtabstimmung
mit 128 zu 68 Stimmen an. 41

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 05.10.2007
LINDA ROHRER

Der Bundesrat beantragte dem Parlament eine Revision des Finanzhaushaltgesetzes mit
dem Ziel, eine Ergänzungsregel zur Schuldenbremse einzuführen. Nach den
gegenwärtigen Bestimmungen haben ausserordentliche Einnahmen und Ausgaben
keinen Einfluss auf den ordentlichen Haushalt, womit sichergestellt wird, dass
einmalige und unvorhersehbare Transaktionen nicht zu grossen Schwankungen in den
ordentlichen Ausgaben führen und somit die Stetigkeit der staatlichen
Aufgabenerfüllung gefährden. Diese Handhabung des ausserordentlichen Haushalts
bewirkt aber auch, dass die nominellen Bundesschulden selbst bei einer
schuldenbremsenkonformen Finanzpolitik ansteigen können. Die nun unterbreitete
Gesetzesrevision belässt zwar den ausserordentlichen Haushalt als Sicherheitsventil
ausserhalb der Schuldenbremse, soll aber durch eine Ergänzung der bestehenden Regel
einen schleichenden Schuldenanstieg verhindern. Die Grundidee besteht darin,
Defizite des ausserordentlichen Haushaltes über den ordentlichen Haushalt
mittelfristig zu kompensieren. Als Steuerungsgrösse dient ein „Amortisationskonto“,
das neu eingeführt wird. Darin werden die ausserordentlichen Einnahmen und
Ausgaben erfasst. Weist es einen Fehlbetrag aus, so ist dieser während der folgenden
sechs Jahre durch Überschüsse im ordentlichen Haushalt abzutragen. Die neue Regel
ist insofern flexibel ausgestaltet, als sie Bundesrat und Parlament keine Vorgaben
macht, wie der Amortisationsbetrag auf die Frist von sechs Jahren zu verteilen ist. Die
Sanierung des ausserordentlichen Haushaltes erfolgt zudem „nachrangig“ zum
ordentlichen Haushalt, weshalb sie allfälligen konjunkturellen Schwankungen Rechnung
tragen kann.

Der Ständerat nahm in der Wintersession als erster die Behandlung dieses Geschäfts
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auf. Während die bürgerliche Mehrheit der Finanzkommission auf den Entwurf
eintreten wollte, beantragte Fetz (BS) im Namen der SP Nichteintreten. In dieser
finanzpolitisch turbulenten Zeit sei es der vollkommen falsche Zeitpunkt, eine neue
einengende Regel in der Finanzpolitik zu beschliessen, vor allem weil man noch wenig
Erfahrung mit der 2003 eingeführten Schuldenbremse habe, da man sie noch nicht
über einen ganzen Konjunkturzyklus erlebt habe. Ausserdem sei sie klar dagegen, dass
das Parlament einen weiteren Abbau seiner Budgethoheit vornehme. Sie konnte sich
mit ihrer Argumentation aber nicht durchsetzen: Eintreten wurde mit 27 zu 8 Stimmen
beschlossen.

In der Detailberatung folgte die kleine Kammer mit einer einzigen Ausnahme dem
Bundesrat, indem sie festhielt, dass das Parlament im Fall von ausserordentlichen
Entwicklungen die Amortisation über die Frist von sechs Jahren hinaus erstrecken
kann. Obgleich das Finanzdepartement diesen Zusatz ursprünglich als unnötig
bezeichnet hatte, da eine Finanzregel grundsätzlich vom Normalfall auszugehen habe,
signalisierte Bundesrat Merz hier Einlenken. In der Gesamtabstimmung wurde der
Entwurf mit 26 zu 7 Stimmen angenommen. 42

Als Zweitrat befasste sich der Nationalrat mit der Ergänzungsregel zur
Schuldenbremse, die mittelfristig einen Schuldenanstieg durch ausserordentliche
Ausgaben verhindern soll. Die Ratslinke verlangte Nichteintreten auf dieses neue
Regime. Sie konnte sich jedoch mit ihren Anträgen nicht durchsetzen. Der Nationalrat
verabschiedete den Gesetzesentwurf ohne grössere Änderung, einzig die
Amortisationsfrist von sechs Jahren gab zu reden. Während die SVP-
Kommissionsminderheit diese Frist auf vier Jahre verkürzen wollte, schlug das links-
güne Lager vor, sie im Gegenteil auf zehn Jahre zu verlängern. Am Schluss setzte sich
jedoch der bundesrätliche Vorschlag von sechs Jahren durch. Mit zwei kleinen
Differenzen zum Erstrat wurde die Gesetzesanpassung im Nationalrat mit 117 zu 57
Stimmen gutgeheissen. Der Ständerat gab bei den kleinen Differenzen diskussionslos
nach, worauf die Vorlage noch in der Frühlingsssession verabschiedet werden konnte.
In der Schlussabstimmung wurde sie mit 33 zu 9 (Ständerat) bzw. 129 zu 61 (Nationalrat)
angenommen. 43

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 20.03.2009
NATHALIE GIGER

Im Oktober veröffentlichte der Bundesrat eine Botschaft mit Vorschlägen für
Ergänzungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) sowie weiterer Bundesgesetze in den
Bereichen Neues Rechnungsmodell, gewerbliche Leistungen sowie Inkasso und
Prozessführung. Es handelt sich dabei insgesamt um Änderungen auf technischer
Ebene, die jedoch eine Verbesserung der Rahmenbedingungen der Rechnungslegung
sowie die vollständige Inkraftsetzung des FHG und dessen zweckmässige Anwendung
ermöglichen. 44

BUNDESRATSGESCHÄFT
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NATHALIE GIGER

Im Jahr 2009 hatte der Bundesrat eine Botschaft mit vorwiegend technischen
Anpassungen im Finanzhaushaltsgesetz (FHG) in die Vernehmlassung geschickt. Die
Vorlage enthielt verschiedene Anpassungen rund um das neue Rechnungsmodell (NRM),
eine gesetzliche Regelung möglicher gewerblicher Aktivitäten einiger
Bundesverwaltungsstellen und eine Regelung der Befugnisse der Eidgenössischen
Finanzverwaltung im Prozessführungs- und Inkassobereich. Der Ständerat befasste sich
als erster mit der Vorlage und verabschiedete sie nach Vorgabe seiner Kommission in
der Version des Bundesrates. Auch im Nationalrat war das Eintreten nicht umstritten
und die Gesetzesänderung wurde einstimmig angenommen . 45

BUNDESRATSGESCHÄFT
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NATHALIE GIGER

Die Neue Finanzordnung 2021 soll es dem Bundesrat ermöglichen, die direkten
Bundessteuern (DBST) und die Mehrwertsteuer (MWST) befristet bis zum 31. Dezember
2035 auch weiterhin erheben zu können. Die geltende Finanzordnung erlaubt ihm dies
lediglich bis 2020. In der Wintersession beriet der Nationalrat als Erstrat den
entsprechenden Bundesbeschluss. Aufgrund der Wichtigkeit dieser Steuern – sie
machen gemeinsam mit CHF 42 Mrd. pro Jahr mehr als 60 Prozent des
Bundeshaushaltes aus – war die Verlängerung an sich unbestritten. Diskutiert wurde
stattdessen über die Frage, ob die Regelung wie bis anhin befristet werden soll oder
nicht – und allenfalls auf wie viele Jahre. Im Vernehmlassungsentwurf hatte der
Bundesrat wie bereits im Bundesbeschluss zur Neuen Finanzordnung im Jahr 2002 eine
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Aufhebung der Befristung vorgeschlagen. Die Kantone hatten eine solche Änderung
grösstenteils befürwortet, die Verbände waren ungefähr zur Hälfte dafür, die Parteien
lehnten sie jedoch mehrheitlich ab. Der Bundesrat strich entsprechend den Vorschlag
aus dem Bundesbeschluss, was die Nationalräte jedoch nicht von dessen Diskussion
abhielt. Die sozialdemokratische und die grüne Fraktion beantragten durch einen
Antrag Birrer-Heimo (sp, LU) eine Aufhebung der Befristung mit der Begründung, dass
die Erhebung dieser Steuer aufgrund ihrer Relevanz sowie mangels Alternativen nicht in
Frage gestellt werden könne und daher die regelmässig wiederkehrenden
Abstimmungen darüber keinen Demokratiegewinn, sondern lediglich unnötige Kosten
mit sich bringen würden. Eine erneute Befristung sei zudem nicht zentral für die
kritische Diskussion des Steuersystems des Bundes sowie dessen Ausgaben und
Einnahmen, da eine solche kaum im Rahmen der Neuen Finanzordnung, sondern im
Rahmen von Sachabstimmungen stattfinde. Auf der anderen Seite bevorzugte die SVP-
Fraktion, in Form eines Antrags Amaudruz (svp, GE), eine Befristung der Steuern auf 10
anstelle von 15 Jahren, was dem Volk eine häufigere Überprüfung der Angemessenheit
dieser Steuern erlauben würde. Für den bundesrätlichen Vorschlag argumentierte Leo
Müller (cvp, LU), dass eine erneute Befristung auf 15 Jahre einerseits der Tatsache
Rechnung trage, dass die Aufhebung der Befristung der Bundessteuern bereits 1977,
1979 sowie 1991 an der Urne abgelehnt worden war, dass sie andererseits aber das Volk
nicht bereits in kürzester Zeit wieder an die Urne rufe – wie es bei einer Befristung auf
10 Jahre der Fall wäre. Diese Meinung teilte die Mehrheit des Nationalrats und nahm
den Entwurf des Bundesrates mit 178 zu 9 Stimmen an. Bestätigt wurde damit auch die
Streichung einer mit dem Inkrafttreten des Biersteuergesetzes vom 6. Oktober 2006
hinfällig gewordenen Übergangsbestimmung zur Erhebung der Biersteuer (Art. 196 Ziff.
15 BV). Die Vorlage geht nun an den Ständerat, abschliessend werden Volk und Stände
über die Verlängerung der Erhebung der Bundessteuern entscheiden. 46

_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Zusammenfassung
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _

Administrative Erleichterungen und Entlastung des Bundeshaushalts

Zur mittel- bis langfristigen Erhöhung des Spielraums im Bundeshaushalt präsentierte
der Bundesrat 2017 eine Liste von strukturellen Reformen in der Bundesverwaltung.
Darin sah er vor, Ausgabenbindungen zu lockern, organisatorische Anpassungen in der
Bundesverwaltung vorzunehmen und Effizienzsteigerungen anzustreben. Die meisten
Anpassungen konnten ohne Gesetzesänderung vorgenommen werden, für die
verbleibenden sechs Bereiche präsentierte der Bundesrat 2019 das «Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts». Darin
waren eine Aufhebung von Bürgschaftsbestimmungen, eine Zusammenlegung von
Regelungen zu den Beiträgen an subventionsberechtigte Arbeiten der Kantone, eine
Schliessung von Lücken im Subventionierungsgesetz, eine Möglichkeit zur Veranlagung
im Tabaksteuergesetz, eine Änderung bei der Berechnung des Bundesanteils an den
BIF-Einlagen sowie eine Abrechnung der Leistungen des Dienstes ÜPF über Pauschalen
sowie die Übertragung der Bestimmungen zur Analyse der Überwachungsdaten im
Verarbeitungssystem aus der Verordnung ins ÜPF-Gesetz enthalten. Während der erste
Teil der Vorlage zu relativ wenig Diskussionen führte und in der Frühjahrssession 2021
von beiden Kammern verabschiedet wurde, wies der Nationalrat die Aufnahme der
Analysebestimmungen ins Bundesgesetz betreffend die Überwachung des Post- und
Fernmeldeverkehrs der KVF-NR zur Vorberatung zu. So war unklar, ob die in der
Verordnung bestehenden Regeln mit der bundesrätlichen Formulierung nur ins Gesetz
übertragen oder gar ausgeweitet würden. Nachdem der Nationalrat die
Bearbeitungsfunktion im Verarbeitungssystem noch etwas konkretisiert und
ausformuliert hatte und damit überzeugt war, dass es sich nur um eine Übertragung der
bestehenden Berechtigungen handelt – was eine linke Kommissionsminderheit und
anschliessend eine Minderheit aus SP, Grünen und GLP im Nationalrat bestritt – ,
nahmen National- und Ständerat die Bestimmung deutlich an.
_ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _ _
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Noch deutlicher als zuvor der Nationalrat – nämlich einstimmig mit 37 Stimmen –
entschied auch der Ständerat, die neue Finanzordnung 2021 anzunehmen und damit
dem Bundesrat weiterhin die Möglichkeit zu geben, die direkten Bundessteuern (DBST)
und die Mehrwertsteuer (MWST) zu erheben. Eine dauerhafte Verankerung oder eine
kürzere Dauer der Verlängerung standen im Ständerat im Unterschied zum Nationalrat
nicht zur Debatte. Somit wird das Volk als Nächstes darüber entscheiden, ob diese zwei
Steuerarten auch in Zukunft erhoben werden sollen. 47

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.05.2017
ANJA HEIDELBERGER

«Diese Vorlage ist wahrscheinlich die wichtigste in dieser Legislatur», erklärte
Finanzminister Maurer mit Bezug auf die neue Finanzordnung 2021. Bei einer
Ablehnung der Finanzordnung müsste der Bund auf die Erhebung der direkten
Bundessteuer sowie der Mehrwertsteuer, die 2016 CHF 21 Mrd. respektive CHF 22.5
Mrd. einbrachten, verzichten und seine Ausgaben um 60 Prozent reduzieren oder neue
Finanzierungsquellen in derselben Grössenordnung erschliessen. Nicht nur Bundesrat
Maurer, alle im Parlament vertretenen Parteien erachteten die Vorlage als zentral.
Entsprechend unumstritten war sie im Vorfeld der Abstimmung. Die Vorumfragen
zeigten komfortable Ja-Anteile um die 70 Prozent und die im Parlament vertretenen
Parteien beschlossen allesamt die Ja-Parole. Lediglich die Unabhängigkeitspartei up!,
unterstützt von einzelnen Exponentinnen und Exponenten der SVP, FDP,
Jungfreisinnigen und der Piratenpartei, sprach sich gegen die neue Finanzordnung aus.
Ihr Mitte Januar gegründetes Nein-Komitee hatte zum Ziel, den Urnengang als
Denkanstoss und als Warnung an den Bund zu verwenden und dafür zu sorgen, dass das
im Parlament als Grund für die Beibehaltung der regelmässigen Abstimmungen über die
Finanzordnung vorgebrachte Ziel, eine Diskussion über die Bundessteuern zu führen,
erreicht würde. 
Dies gelang jedoch nur begrenzt. So spiegelte sich die Wichtigkeit der Vorlage bei
Weitem nicht in der Aufmerksamkeit wider, die sie in Medien und Öffentlichkeit erhielt.
Überschattet wurde die Abstimmung über die Finanzordnung von der gleichentags
stattfindenden Abstimmung zur No-Billag-Initiative, über die gemäss fög fünfzehnmal
mehr Artikel veröffentlicht worden seien als über Erstere. Zudem hätten einige
Zeitungen wie der Blick, die Sonntagszeitung, Le Matin Dimanche oder die Weltwoche
sogar ganz auf eine Berichterstattung zur Finanzordnung verzichtet. 

Unbestritten zeigte sich die neue Finanzordnung 2021 dann auch am
Abstimmungssonntag im März 2018. Mit 84.1 Prozent Ja-Stimmen und der Zustimmung
aller Kantone wurde die Verlängerung der Berechtigung des Bundes, Steuern zu
erheben, sogar noch deutlicher angenommen als vierzehn Jahre zuvor. 

Abstimmung vom 04. März 2018

Bundesbeschluss über die neue Finanzordnung 2021
Beteiligung: 52.0%
Ja: 2`357`915 (84.1%) / Stände: 20 6/2
Nein: 445`417 (15.9%) / Stände: 0

Parolen:
-Ja: BDP, CVP, EVP, FDP, GLP, GPS, SP, SVP, 
-Nein: up! 48
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Im Februar 2019 entschied der Bundesrat, die neue Finanzordnung 2021 auf den 1.
Januar 2021 in Kraft zu setzen. 49

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Im August 2020 folgte die Botschaft zum Bundesgesetz über administrative
Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts zur Umsetzung derjenigen
strukturellen Reformen in der Bundesverwaltung, die eine Gesetzesänderung
benötigten. Ziel dieses Mantelerlasses war es, den Bundeshaushalt zu entlasten, wobei
jedoch unklar blieb, wie hoch diese Entlastung wirklich ausfallen würde. Dies hänge von
der Teuerung ab, erklärte der Bundesrat in der Botschaft. Geändert werden sollten
folgende Gesetzesbestimmungen:

Die Bürgschaftsbestimmungen verschiedener Bundesgesetze standen als Reaktion auf
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die Aufarbeitung der Hochseeschifffahrtskrise zur Debatte. In deren Rahmen hatte die
FinDel dem Bundesrat empfohlen, zukünftig auf weitere Solidarbürgschaften zu
verzichten und bestehende in einfache Bürgschaften umzuwandeln. Vorhandene
Gesetzesgrundlagen für Bürgschaften im Kulturförderungsgesetz, im Filmgesetz und im
Umweltschutzgesetz sollten im Rahmen der aktuellen Vorlage aufgehoben werden, da
sie in absehbarer Zeit voraussichtlich nicht angewendet würden. 

Die Änderung des Geoinformationsgesetzes war nötig geworden, weil die Regelungen
zu den Beiträgen an subventionsberechtigte Arbeiten der Kantone an vier
verschiedenen Orten aufgeführt waren (Bundesgesetz GeoIG, Verordnung der
Bundesversammlung FVAV, zwei Verordnungen des Bundesrates GeoIV, VAV).
Problematisch war dabei insbesondere das FVAV, da die Bundesversammlung eigentlich
keine Detailregelungen vornimmt. Weil sich die amtliche Vermessung rasch wandle und
unter anderem auch das alte Datenmodell abgelöst werden solle, sollte zukünftig der
Bundesrat für die entsprechenden Regelungen zuständig sein und die Neuregelung
entsprechend ausserhalb des FVAV in einer Verordnung des Bundesrates zu liegen
kommen.

Mit der Änderung des Subventionsgesetzes sollten zwei von der EFK entdeckte Lücken
bei der Subventionierung geschlossen werden: Erstens sollte die Auskunftspflicht von
Subventionsempfängerinnen und -empfängern auf Dritte ausgedeht werden, sofern
diese von den Empfängerinnen und Empfängern zur Aufgabenerfüllung beigezogen
wurden. Zweitens sollten die Subventionsbehörden die Prüfung der Verwendung der
Gelder basierend auf einem zu erstellenden Prüfkonzept vornehmen. 

Da zahlreiche steuerpflichtige Herstellerinnen und Hersteller von Tabakprodukten die
monatliche Steueranmeldung auch nach der letzten Mahnung nicht vornehmen, sollten
diese durch eine Änderung des Tabaksteuergesetzes zukünftig veranlagt werden
können, wie es zum Beispiel bei der Biersteuer bereits der Fall sei. 

Änderungen waren auch im Eisenbahngesetz und im Bahninfrastrukturfondsgesetz
vorgesehen: Die Finanzierung des BIF durch den Bundeshaushalt und die
Mineralölsteuern sei aktuell abhängig vom realen BIP sowie vom Bahnbau-
Teuerungsindex, erklärte der Bundesrat. Da die Bahnbauteuerung in den letzten Jahren
durchschnittlich 0.2 Prozentpunkte höher gewesen sei als die
Konsumentenpreisteuerung, seien die BIF-Einlagen schneller gestiegen als die
Bundeseinnahmen, was zu mehr gebundenen Ausgaben geführt habe. Deshalb schlug
der Bundesrat zwei Varianten für eine Änderung der Finanzierung vor: Entweder sollte
nur die Hälfte der Veränderung des realen BIP angerechnet werden oder die Teuerung
sollte nicht mehr aufgrund der Bahnbauteuerung, sondern aufgrund des LIK
angerechnet werden. Der Bundesrat bevorzugte die zweite Variante, da dadurch die
Verdrängung anderer Ausgaben aus dem Bundeshaushalt unterbunden werden könne,
solange der LIK in etwa der Bahnbauteuerung entspreche.
Ein weiterer Punkt betraf die Darlehen für Investitionen in die Bahninfrastruktur; diese
sollten zukünftig vollständig in den BIF übertragen werden können, was bisher nicht
möglich gewesen war.

Die Änderung des Bundesgesetzes betreffend die Überwachung des Post-und
Fernmeldeverkehrs wurde einerseits aufgrund der komplizierten, aufwändigen und
intransparenten Gebührenstruktur des Dienstes ÜPF nötig. Zukünftig sollten die
entsprechenden Leistungen neu über Pauschalen abgerechnet werden können, die
überdies aufgrund des auch nach der Schaffung des BÜPF weiter bestehenden tiefen
Kostendeckungsgrades mit der Zeit erhöht werden sollten. Andererseits hatte sich die
Arbeitsgruppe Finanzierung FMÜ, welche der Bundesrat mit den entsprechenden
Abklärungen beauftragt hatte, auch an der fehlenden gesetzlichen Grundlage für die
Analyse der Überwachungsdaten im Verarbeitungssystem des Dienstes ÜPF gestört;
eine solche sollte entsprechend ebenfalls geschaffen werden. 50

In der Wintersession 2020 behandelte der Nationalrat als Erstrat das Bundesgesetz
über administrative Erleichterungen und die Entlastung des Bundeshaushalts. Jean-
Paul Gschwind (cvp, JU) und Peter Schilliger (fdp, LU) erläuterten die Vorlage und
betonten, dass diese den Bundeshaushalt zwar insgesamt entlasten werde, es jedoch
unklar sei, wie stark – zudem falle die Entlastung vermutlich geringer aus, als viele
gehofft hätten, erklärte Gschwind. Das Ziel seien denn auch nicht signifikante
Einsparungen, sondern die Steigerung der Personaleffizienz um 2 Prozent pro Jahr. In
der Folge zeigten sich die meisten Fraktionssprecherinnen und -sprecher in der Tat
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nicht begeistert vom Ausmass der Einsparungen, zeigten jedoch Verständnis für die
Problematik und sagten der vorliegenden Revision ihre Unterstützung zu. 
Die FK-NR hatte sich zuvor entschieden, die Einführung von Pauschalen bei der
Berechnung der Kostenbeteiligung für die Post- und Fernmeldeüberwachung (ÜPF), der
aber eben auch eine gesetzliche Grundlage für die Analyse der Überwachungsdaten im
ÜPF-Verarbeitungssystem hinzugefügt worden war, in ein separates zweites Teilprojekt
zu verschieben; dieses zweite Teilprojekt sollte wegen der Analyse der
Überwachungsdaten zudem an die RK-NR zur Vorberatung zurückgewiesen werden. Die
Aufteilung hiessen die Sprechenden gut, zumal die Massnahme selbst insbesondere auf
der linken Ratsseite auf Kritik stiess: Eine solche Änderung wäre «definitiv nicht einfach
ein administrativer Akt», kritisierte etwa Felix Wettstein (gp, SO) und Céline Widmer (sp,
ZH) ergänzte, dass nicht gleichzeitig mit den übrigen eher technischen Massnahmen
auch die Rechtsgrundlage für eine Analyse der ÜPF-Daten bezüglich
Personennetzwerken sowie Kommunikations- und Bewegungsgewohnheiten von
überwachten Personen geschaffen werden könne. Stillschweigend nahm der Rat den
Rückweisungsantrag für das zweite Teilprojekt an. 
Zum ersten Teilprojekt lagen zwei Minderheitsanträge Wettstein bezüglich des
Eisenbahngesetzes und des Bahninfrastrukturfondsgesetzes vor, die darauf abzielten,
das heutige Investitionsniveau im Bereich des öffentlichen Verkehrs zu halten; durch
eine Umstellung des Berechnungsmasses vom Bahnbau-Teuerungsindex auf den LIK
würde das Investitionsniveau um CHF 20 bis 30 Mio. reduziert, argumentierte
Wettstein. Der Nationalrat sprach sich mit 157 zu 29 Stimmen und mit 156 zu 29
Stimmen gegen die Minderheitsanträge aus, diese fanden lediglich bei der geschlossen
stimmenden Grünen-Fraktion und bei je einem Mitglied der FDP.Liberalen- und der
Mitte-Fraktion Anklang. Alle übrigen Massnahmen hiess der Nationalrat stillschweigend
gut und nahm den Entwurf in der Gesamtabstimmung einstimmig an. 51

Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Parallel zum Budget 1994 berieten die Räte die Sanierungsmassnahmen. Der Nationalrat
wies die Streichung der freiwilligen AHV/IV-Versicherungen für Auslandschweizer
zurück. Im Bereich der Treibstoffzollrückerstattung stimmte er für den Antrag Marti (sp,
GL), welcher eine Ausnahmeregelung für die konzessionierten
Transportunternehmungen (KTU) verlangte. Die grosse Kammer überwies auch eine
Motion des Ständerats zur Bremsung des Ausgabenwachstums (Mo. 93.3537) mit 84 zu
34 Stimmen. Diese Ausgabenbremse sieht vor, dass Bundesbeschlüsse, welche
einmalige Ausgaben von 20 Mio Fr. oder wiederkehrende Zahlungen von 2 Mio Fr. zur
Folge haben, nur in Kraft treten können, wenn mindestens 101 Nationalratsmitglieder
zustimmen. Der Ständerat konnte die Sanierungsmassnahmen im Berichtsjahr noch
nicht fertig behandeln. 52

BUNDESRATSGESCHÄFT
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Nachdem der Ständerat 1992 die Einführung einer Ausgabenbremse abgelehnt hatte,
tat er sich auch zwei Jahre später noch schwer mit deren Debatte und wies die Vorlage
unter anderem aufgrund von Bedenken bezüglich ihrer Praktikabilität an die FK-NR
zurück. Im Anschluss waren sich die Räte hauptsächlich uneinig darüber, wie die
Ausgabenbremse ausgestaltet sein soll: Soll sie auf Verfassungsebene bei
entsprechenden Finanzbeschlüssen automatisch notwendig werden oder sollen der
Bundesrat oder die Finanzkommissionen von Fall zu Fall eine entsprechende
Abstimmung verlangen können? Zudem stellte sich die Frage der zeitlichen Befristung:
Da die Mehrheit der FK-SR am Nutzen der Ausgabenbremse zweifelte, wollte sie diese
zeitlich beschränken, während der Nationalrat eine unbeschränkte Regelung
bevorzugte. Schliesslich setzte sich der Nationalrat in beiden strittigen Punkten durch
und beide Räte nahmen die Ausgabenbremse in der Schlussabstimmung deutlich an.
Folglich bedürfen Bundesbeschlüsse, welche einmalige Ausgaben von mehr als CHF 20
Mio oder wiederkehrende Zahlungen von mehr als CHF 2 Mio. zur Folge haben,
zukünftig der Zustimmung von mindestens 101 Nationalrats- und mindestens 24
Ständeratsmitgliedern. Betroffen sind Subventionsbestimmungen,
Verpflichtungskredite und Finanzbeschlüsse, jedoch nicht gebundene Ausgaben. 53
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Voranschlag

Die Finanzkommission des Nationalrats hatte anfänglich auf einer weiteren Reduktion
des Budgets beharrt, um die Vorgabe der erwähnten Sparmotion einzuhalten. Sie
musste jedoch nach eingehender Prüfung feststellen, wie schwierig es war, weitere
Kürzungen vorzunehmen und schwenkte auf die bundesrätliche Vorlage ein. Die
ständerätliche Finanzkommission beantragte ebenfalls keine Budgetreduktion, sondern
schlug im Gegenteil sogar verschiedene Erhöhungen vor. 54
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